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pFucHTvERsrcHERuNGscEsETz Die zahllosen Versicherungsobligatorien
in Bund und Kantonen sol len durch ein Pfl ichtversicherungsgesetz
vereinheit l icht werden. Es schiesst tei lweise über das Ziel hinaus.
voru rucEr'r rs HotucER-HAGMAN N

rsprünglich schlossen Unterneh-
men und später auch IndMduen
eine Versicherung ab, um nicht
durch ein Ereignis ruiniert zu
werden, das sie nicht selbst ver-

schuldet hatten. Dann rief die Verantlvortung
für Schäden, die jemand einem Dritten zu-
fügte, nach Schutz vor untragbaren Kosten
durch eine Haftpflichwersicherung. Diese er-
hielt Auftrieb durch die wachsende Zahl von
Schadenersatzvorschriften und von Gefähr-
dungshaftungen, welche die Unternehmen di-
rek oder indirekt zum Abschluss einer Haft-
pflichwersicherung zwingen, Das Resultat ist
auf Bundes- und I(antonsebene ein Wild-
wuchs von Pflichthaf-
tungen und Verschul-
denshaftungen für 

',

gefährliche Tätigkei- ,i,.li:
ten mit und ohne Ver-
sicherungsobligato- 

':

rium, mit und ohne
Einredenausschluss.
Diesen Erlassen ist gemeinsam, dass sie weni-
ger den Schutz des finanzierenden Versiche-
rungsnehmers, sondern vor allem den Ge-
schädigtenschutz bezwecken.

Schon vor über I00 Jahren beantragte der
Bundesrat, in das geplante Versicherungsver-
tragsgesetz (WG) Schutzmassnahmen ftir die
Geschädigten aufzunehmen. Deshalb wurde
das Pfandrecht des Geschädigten an der For-
derung des Versicherten gegen den Haft-
pflichwersicherer in das Gesetz eingebaut,

Auch die l(oppelung mit einem direkten For-
derungsrecht gegenüber dem Haftpflichwer-
sicherer fand bereits Eingang in einen Vorläu-
fer des heutigen Strassenverkehrsgesetzes
(svc).

Konf liktpotenzial vorhanden
Heute herrscht einWirrwarrvon 40 Bundesge-
setzen mit Haftpflichworschriften. Darüber
hinaus gibt es mehrere Hundert kantonale Ge-
setze, die für bestimmte Risikotätigkeiten eine
Pflichtversicherung vorschreiben, und zwar
vom BasellandschäftIe4 der Bären, Wölfe, Gift-
schlangen oder I(rokodile hält, über den Coif-
feursalon im l(anton Iura bis hin zum Betrei-

ber von Stauanlagen

im Wallis. Dieser Un-
',:.i; übersichtlichkeit und

;i:,r.li Ungleichbehandlung

.:,, . der Haftpflichtigen
: ': ''' und der Geschädigten

soll ein neues Bundes-

gesetz über obligatori-

sche Haftpflichwersicherungen und Massen-
kollisionen (Pflichwersicherungsgesetz,
PflVG) abhelfen. Es r,lurde von einer I(ommis-
sion der Schweizerischen Gesellschaft für
Haftpflichr und Versicherungsrecht (SGFIVR)
ausgearbeitet. Das Gesetz regelt die Versiche-
rungsobligatorien und deren Schutzumfang
und strebt ein einheitliches Schutzniveau an.
Das PflVG soll die vorhandenen Bestimmun-
gen bündeln, systematisieren und moderni-
sieren.

Das <Modernisieren> lässt aufttorchen, Der
E-PflVG postuliert nämlich nicht nur für die in
besonders riskanten Bereichen tätigen Unter-
nehmen, sondern auch für jedes private Indi-
viduum eine obligatorische Haftpflichtversi-
cherung. Hinsichtlich eines Obligatoriums für
die Unternehmen tauchen verfassungsrechtli-
che Bedenken auf. Das Unterfangen könnte
mit der in fut. 94 der Bundesverfassung garan-
tierten Wirtschaftsfreiheit in I(onflikt geraten.
Auch die Vertragsfreiheit der Privaten wird
durch das Projekt beschränkt. Der Erläuternde
Bericht der l(ommission der SGVIIR sag
selbst, die Gestaltungsfreiheit zwischen den
Parteien eines Versicherungsvertrags werde
eingeschränkt.

Allfällige Bedenken gegen eine Pflichwer-
sicherung von Privatpersonen, die massiv in
die Entscheidungsfreiheit des Individuums
eingreift, werden im Bericht salopp vom
Tisch gewischt: <Der mit dem Schutz der Ge-
schädigten anvisierte Zweck ist höher zu be-
werten als die in ihrer Auswirkung geringfti-
gige Einschränkung der Vertragsfreiheit., Als
Argument für das Obligatorium dient die
Schutzlücke nach dem Wegfall der bisherigen
Veloversicherung. Sodann wird auf die Opfer
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Das neue Pflichtversicherungsgesetz soll Geschädigte schützen. Wie zum Beispiel bei
Unfällen auf der Skipiste aufgrund von Kollisionen.

Damit die Versicherungspflicht trotz Ver-
tragsfreiheit des Versicherers realisiert werden
kann, ist eine Auffangvorrichtung für Versi-
cherungsnotstände vorgesehen. Bei dieser
kann sich ein abgelehntes, dem Obligatorium
unterworfenes Unternehmen oder IndM-
duum versichern, wohl verstanden gegen eine
entsprechend hohe Risikoprämie. Die Pflicht-
versicherungen ftlr verschiedene Berufsgat-
tungen würden als Berufspflicht gelten und
nicht etwa als eine Voraussetzung für die Be-
willigung zur Berufsausübung.

Sämtliche wegen ihrer unterschiedlichen
Ausgestaltung zu Rechtsunsicherheit führen-
den kantonalen Pflichtversicherungen wür-
den durch das PflVG abgelöst. Dort, wo erhöh-
ter Bedarf nach. Geschädigtenschutz besteht,
wird ein bundesrechtliches Obligatorium für
eine Haftpflichtversicherung (HPV) vorge-
schlagen. Der E-PflVG unterscheidet dabei
zwischen Privatbereichs-HP\.{ Versicherung
der Mobilitätsrisiken sowie Berufs- und Be-
üiebs-HPV Dabei geht es jeweils nur um die
Versicherung der gesetzlichen und nicht etwa
der vertraglichen Haftung.

Für die Pflichwersicherungen sieht der E-
PflVG ein direktes Forderungsrecht der Ge-
schädigten vor, In der Privatbereichs- und Mo-
bilitätshaftpflichtversicherung sind dem
Versicherer Einreden untersagt. In den Be-
triebs- und Berufshaftpflichtversicherungen
dürfen dem Geschädigten keine Einreden we-
gen grobfahrlässiger Herbeiführung des Ereig-
nisses, Verletzung von Obliegenheiten, unter-
bliebener Prämienzahlung oder aus dem
vertraglich vereinbarten Selbstbehalt entge-
gengehalten werden. Der Versicherer müsste
den Selbstbehalt bei seinem I(unden, also
dem Versicherungsnehmer, einfordern.

Die Versicherung und der Schädiger haften
dem Geschädigten gegenüber im Rahmen der
vertraglichen Deckung solidarisch. Dass es
sich um eine echte Solidarität - und nicht wie
nach heute herrschender Alsicht um eine un-
echte - handelt, geht auch daraus hervor, dass
gemäss tut. 11 E-PflVG die Unterbrechung der
Verjährung gegenüber dem Haftpflichtigen
auch gegenüber dem Versicherer wirkt und
umgekehrt, Das Rückgriffsrecht des Versiche-
rets kann nur so weit ausgeübt werden, als da-
durch die geschädigte Person nichtbenachtei-
ligtwird.

Fonds als Ausfal lschutz
In den Privatbereichs- und Mobilitätshaft-
pflichwersicherungenwird der gegenüber den
geschädigten Personen geltende Deckungs-
umfang gemäss tut. 5 Abs. 2 E-PflVG abschlie-
ssend geregelt. lm gleichen Atemzug

von Hundebissen verwiesen und auf die gro-
sse Zahl von Unfällen auf den Skipisten. Das
ist Augenwischerei, denn nur eine geringe
Zahl von Skiunfällen geht aufl(ollisionen zu-
rück. In der Regel sind es Selbstunfälle, wie
von Versicherungsfachleuten zu vernehmen
war.

Obligatorien und ihre Tücken
Umfassender Geschädigtenschutz ist auch das
Motiv des geplanten landesweiten Obligatori-

ums für kommerzielle Aktivitäten in riskanten
Tätigkeitsbereichen. Der Bericht behauptet
dreist, das Obligatorium ftihre zu keinem I(on-
trahierungszwang. Das stimmt nur in Hinsicht
auf den Versicherer, der mit keinem Antrag-
steller abschliessen muss, sofern ihm dieser
nichtgenehmist. DerPrivate und der Markak-
teur, die beide dem Obligatorium unterstehen,
sind direkt oder indirekt eben doch zum Ver-
tragsabschluss verpflichtet. Für sie gilt also
I(ontrahierungszwang.

SPIELREGETN PüN OIE SCHADENSABWICKTUNG IM PFTVG

Massenkollisionen

Dle Statistik belegt, dass es im StTassenver-
kehr  a l l jähr l ich zu zwei  lVassenkol l is ionen
kommt,  bei  denen d ie Schäden n icht  mehr
indlv lduel l  zugerechnet  werden können.  Das
blsher ige Abkommen der  Vers icherer  über
die Regul ierung von Massenkol l is ionen g i l t

ab 25 beteil igten Fahrzeugen. Es würde
durch Spie l regeln lm Pf IVG ersetzt ,  d ie
schon ab zehn bete l l ig ten Fahfzeugen gel -
ten.  Auch d ie Haf tpf l ichtbest immungen des
Strassenverkehrsgesetzes (SVG) würden un-
ter  d ie F l t t iche des Pf IVG kommen. (ehh)
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folgt die Erlaubnis für die Parteien, im Innen-
verhältnis davon abweichen zu können, <so-
fern dadurch nicht erheblich von derVertrags-
natur abgewichen wird>. Auch fut. 5 Abs. 3
E-PflVG erlaubt bei Berufs- und Betriebshaft-
pflichwersicherungen, den Deckungsumfang
im Rahmen der Bestimmungen des Gesetzes
frei zu rdgeln. Dabei dürfen sie aber nicht uer-

heblich von der Natur des jeweiligen Vertrages
abweichen>. Der Begriff <Vertragsnatur> ist bei
der Revision von fut.B des Bundesgesetzes ge-
gen den unlauteren Wettbewerb (UWG) ge-
storben, weil er als nicht justiziabel gilt. Nun
wird ausgerechnet diese Leiche vom E-PflVG
aus der Gruft hervorgeholt, könnte aber ihren
zweiten Tod <erlebenn.

Der E-PflVG sieht ftir die verschiedenen Ri-
siken Versicherungssummen vor, die nicht un-
terschritten werden dürfen. Bei ungenügen-
der Deckung, weil die Versicherungssumme
nicht für mehrere Geschädigte ausreicht, wer-
den die Leistungen anteilsmässig herabge-
setzt. Vorbehalten bleibt der Ausfallschutz
durch den Nationalen Garantiefonds bei aus-
geschöpfter Versicherungssumme. Der Versi-
chereq, der fteiwillig oder in gutem Glauben

Anzeige

OBTIGATORISCHE HAFTPFTICHTVERSICHERUNG

Risiko-sammelsurium
lm E-Pf lVG s ind neben den Spie l regeln für
d ie Schadenabwick lung bei  Massenkol l is io-
nen insgesamt 32 obligatorische Haftpfl lcht-
versicherungen (H PV) untergebracht. lm
Privatbereich gehören dazu die Ptivathaft-
HPV dle Jagd-HPV und d ie HPV für  Schiess-
vere ine.  Unter  d ie Vers icherungen für  Mobi-
l i tä tsr is iken fa l len Motor fahrzeug-HPV die
HPV füf das N/otorfahrzeuggewerbe, die
Motorspor t -H PV die Tro l leybus-HPV die
Schiffs- und Nautikveranstaltungs-HPV die
Lufttransportf üh rer- H PV die Luftfahrzeug-

HPV fl ir Schäden Drltter auf der Erde und
jene für Schäden von Fluggästen sowie die
Flugveranstaltungs-HPV. In der Gruppe der
Berufs- und Betriebshaftpfl ichtversicherun-
gen s ind neben der  Eisenbahn- und Sei l -
bahn-HPV vom Anwalt über Arzte, Psycho-
therapeuten und Verslcherungsvermittler
b ls  zum Zlrkusbetre iber  wei tere 17 Ris iko-
branchen aufgeführt. Hier f inden sich unter
anderem auch d ie Sponsoren von k l in ischen
Versuchen,  Gentechnikr is iken oder Xeno-
transplantationen. (ehh)
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Ihr privates
fi nanzielles Engagement
im soziaten Bereich!
Möchten Sie sich auf eine diskrete Art finanziell
für ein seriöses soziales Projekt engagieren?
Immer wieder passiert es, dass Leistungswi[[ige und -fähige Menschen, die im Mo-
ment ein gesundheitlich bedingtes, jedoch überwindbares Defizit haben, durch die
Gesetzesmaschen der Eidg. InvaLidenversicherung und/oder anderer Versicherungs-
träger fatLen, Diese lvlenschen bleiben ohne finanzielte Unterstützung gewöhntich
auf der Stufe der Sozialhilfe hängen - und das möchten wir verhindern. Diese
Menschen, die wir als Kunden bezejchnen, werden aus verschiedenen Gründen lejder
nicht durch bereits bestehende Institutionen fi nanzietL unterstützt.

Wir suchen Sie in der Funktion aLs Götti/ats Gotte zwecks finanzietler Untefstützung
für unsere zeitlich limitierten Aus- und Weiterbi[dungsprojekte, die wir im Sinne von
beruflichen Eingtiederungsmassnahmen für Erwachsene initiieren.

Während Ihres Engagements werden Sie jederzeit über Ausgaben und Zielerrei-chung
ihres ausgesuchten <Patenkindes> transparent orientiert. Zudem begLeiten wir Ihr
<Patenkind> stets im Sinne der Case Management-Philosophie (versicherungs-
technisch & fachpsychoLogisch), so dass ein Erfotg mit grosser WahrscheinLichkeit
erreicht werden kann.

Wenn Sie sich für unsere seriösen Projekte ernsthaft interessieren und Sie sich
engagieren möchten, freuen wir uns über eine Kontaktnahme, wo sehr gerne weitere
Einzelhei ten besorochen werden können.

Kontaktadresse: Koordinationsstelle/Case Management
Mühleried - CH 6213 Knutwil
Geschäftsführer - Ruedi Sch[äopi
info@koordi nationsstet[e.ch
TeL. G = +41 47 922 12 46

mehr leistet, als dem anteilsmässigen An-
spruch eines Geschädigten entspricht, ist im
Umfang seiner Leistung gegenüber den ande-
ren Geschädigten befreit.

Auf Antrag einer Partei, die den Versicherer
verklagt oder von Amtes wegen kann das Ge-

richt den nicht am Prozess beteiligten Geschä-
digten eine Frist zum Anschluss an das Ver-
fahren setzen. Vorbehältlich anderer
Bestimmungen für die Berufs- und Beuiebsri-

siken deckt die Versicherung die während des
Vertrags verursachten Schäden. Die für die

Geltendmachung des Anspruchs erforderli-
chen Angaben zum Versicherungsvertrag
kann der Geschädigte vom versicherten Schä-
diger wie auch vom Versicherungsnehmer
oder vom Versicherer einfordern. Der Natio-
nale Garantiefonds dient auch dem Ausfall-
schutz bei Schäden durch eine nicht bekannte
oder nicht versicherte Person

Wirkungverfehlt
Dass der Wildwuchs der zahllosen Versiche-
rungsobligatorien und ihrer Modalitäten in

den eidgenössischen und kantonalen Haft-
pflichtgesetzen endlich ausgerottet wird, ist

zwar zv begrüssen. Das Obligatorium für Pri-
vatpersonen mit direktem Forderungsrecht
des Geschädigten gegen den Versicherer ist
nicht nur völlig überflüssig. Es wäre ein weite-
rer Schrittauf demWeg, ftir jedermannsUnge-

mach einen Bezahler mit dickem Portemon-
naie bereitzustellen. Und die vorgeschlagene
Lösung wäre erst noch ungerecht für die Ge-

schädigten. Denn der E-PflVG sieht vor, dass

die durch ein Unternehmen Geschädigten so-
wohl Personen- wie auch Sachschäden von

der Haftpflichwersicherung vergütet bekä-
men, wogegen der von einem Privaten Ge-

schädigte auf diesem Weg nur zum Ersatz sei-
nes Personenschadens käme. Punkto

Sachschaden würde er leer ausgehen. Das wi-

derspricht der Logik des Projekts, das ausge-
rechnet den Geschädigtenschutz auf seine
Fahne geschrieben hat. i*
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